
Bayerischer Landtag 

2. Legislaturperiode 
Tagung 1950/51 

Beilage650 

Antrag 
Betr,eff: 
Einleii.tung eines Ve11fahr0en& ·gegen .den 
Tschechen Kr o :u p a weg,en Völke!'Inord·es 

Der Landtag ,,volle beschließen: 

. Die Staatsregierung wird ersucht, beim 
Herrn Landeskommissar darauf hinzuwirken. 
daß gegen den tschechischen Aussiedlungs
verbrecher Frantisek Kr o u p a, derzeit 
wohnhaft im DP-Lager Murnau, ein Gerichts
verfahren wegen Völkermordes (Genocid) ein
g·eleitet wird. 

München, den 10. Mai 1951 

Dr. Becher (DG) 

Beilage651 

Anfrag 

Einleitung von MaßUJahmen zur Verhinderung 
der wed.te.ren Versteppung des GeländeB in 
Riedh:ausen (Lkr . .Günzburg) 

Der L~ndtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, geeignete 
MaHnahmen zu ergreifen, um der weiteren 
Versteppung in der Gemeinde Riedhausen, 
Lkr. Günzb11rg, Einhalt zu gebieten. 

München, den 10. Mai 1951 

Nerlinger 
u n d F r a k t i o n (BP), 

Beilage652 

Antrag 
Betreff: 
E:inlösung de1· dem bayerisclhen. Staat ·d·ureh 
Staatsv,ertrag· vom 4. AprH [1920 ·zugestande
nen Recih te d,urch ,den B1mcl 

Der La;ndtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird ersuchi, mit dem 
Bund Verhandlungen aufzunehmen, daß die 
dem bayerischen Staat aus dem Staatsvertrag 

vom 4. April 1920 zugestandenen Rechte vom 
Bund eingelöst werden, und zwar: 
1. die Abfindung, die nicht: geleistet wurde, 

zu §§ 3 und 4 des Staats vertruges, 
2. die in § 22 zugesagten Fracht vergünstigun

gen für die bayerische ·Industrie unt1~r 
besonderer Berücksichtigung der Zone~1-
grenzen, 

3. die in § 22 festgelegten Freifahrtscheine 
der Abgeordneten, 

4. den bayerischen Gesetzen bezüglich Ein
stelhmg der Arbeiter sowie der unteren 
und mittleren Beamten Rechnung zu 
tragen, 

5. bayerische Gesetze, soweit die Bundeshahn 
berührt wird, von dieser anerkannt 
werden. 

München, den 10. Mai 1951 

Betreff: 

Micl1el (CSU) 
Bantele (BP) 

Beilage653 

Antrag 

Errfohtung einer UIIl8ieidlungs-A,usgleich!1- · 
kasse ·f.ür Heimatv.ertriehene, Flfü!lhtlinge 
lmd Ev,aktüea.lte 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, bei der 
Bundesregierung und im Bundesrat Schritte 
zu unternehmen, um die baldtunlichste Ein
bringung eines Gesetzes über die Errichtung 
einer Umsiedlurigs-Ausgleichskasse für Heimat
vertriebene, Flüchtlinge und Evakuierte her
beizuführen. Das Gesetz soll folgende Rege
lung vorsehen: 

An die Ausgleichskasse ist von den pflich
tigen Bundesländern jährlich ein Betrag von 
mindestens 500 DM für .reden Ailgehörigen 
der genannten Bevölkerungsgruppen zn 
leisten, der von ihnen noch nicht übernommen 
oder zurückgenommen wohlen ist. Die über-
1mhme und die Rücknahmepflicl1t errechnet 
sich auf der Grundlage der Stammbevölkerung 
der einzelnen Bundesländer und der Gesamt
zahl der Heimatvertriebenen, Flüchtlinge uncl 
Evakuierten. Die eingezahlten Beträge sind 
dergestalt aufgeschliissell an die überbelegten 
Bundesländer abzuführen. 

M ii n c h e n, den :lO. Mai 1951 

Dr. Etzel, Dr. Baumgartner 
u n d F r a kt i o n (BP) 


